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Presseinformation 
Wohngelderhöhung kommt endlich 
 
Berlin/Viernheim, Juni - Anlässlich der Einigung im Vermitt-
lungsausschuss erklärt die Bergsträßer Bundestagsab-
geordnete Christine Lambrecht (SPD):  
 
„Die Einigung im Vermittlungsausschuss auf eine neue Las-
tenteilung bei den Grundsicherungsausgaben macht den Weg 
frei für die Anpassung des Wohngeldes.  
 
Ab 1. Januar 2009 können sich die Wohngeldempfänger auch 
im Kreis Bergstraße freuen. Die Wohngeldleistungen steigen 
um rund 60 Prozent. Wer heute etwa 90 Euro monatlich be-
kommt, wird künftig gut 140 Euro erhalten. Betroffen sind 
800.000 Haushalte bundesweit, davon 300.000 Rentnerhaus-
halte. Insgesamt profitieren auch mehr neue Wohngeldemp-
fänger, darunter 150.000 Kinder von einem Wechsel aus dem 
Arbeitslosengeld II in das vorrangige Wohngeld und dem Kin-
derzuschlag. Wir reagieren damit auf die seit der Wohngeldre-
form 2001 durchschnittlichen Mietsteigerungen von acht Pro-
zent.  
 
Im Kreis Bergstraße profitieren davon rund 1.100 Haushalte. 
Für diese Menschen ist das eine konkrete Verbesserung ihrer 
Lebenssituation. 
 
Die Anpassung ist ein Gebot der sozialen Gerechtigkeit. Seit 
sieben Jahren ist das Wohngeld unverändert. Mieten, Le-
benshaltungskosten und Energiepreise sind in dieser Zeit teil-
weise stark gestiegen. Nun werden die Betroffenen - vor allem 
Rentner und Bedürftige, die keine SGB II-Leistungen beziehen 
- entlastet. Besonders profitieren werden Familien. 
 
Dass der Bundesrat seine Zustimmung zur Wohngeldanhe-
bung von der Neuregelung der Lastenverteilung bei der 
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Grundsicherung abhängig gemacht hat, ist und bleibt unver-
ständlich und für die Betroffenen eine Zumutung. Gut ist, dass 
das Vermittlungsverfahren nun schnell abgeschlossen werden 
konnte. Damit ist sichergestellt, dass die Anhebung des 
Wohngeldes wirklich zum 1. Januar 2008 kommen wird. 
 
Klar ist: Wir lassen die bedürftigen Menschen mit steigenden 
Wohnkosten nicht alleine“. 
 


